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Schwerpunkt  Rechtsextremismus und Soziale Arbeit  D) Praxisperspektiven

Leona Inhülsen

Soziale Arbeit auch für Nazis? 
Zivilgesellschaftliche Ausstiegsberatung für extrem rechte 
Jugendliche und Erwachsene 

gebot anspricht, ist abhängig von ihrem 
Rechtsextremismus-Begriff. Es geht um 
den Ausstieg aus dem Rechtsextremismus 
oder rechtsextremen Szenen. Die Grup-
pierungen, die heute unter dem Sammel-
begriff »rechte Szene« gefasst werden, 
sind eine Mischung aus unterschiedlichen 
Zusammenschlüssen, Freundeskreisen, 
Kameradschaften, Parteien usw., die un-
terschiedlich stark institutionalisiert und 
organisiert sind. Sie alle gehören jedoch 
zur Zielgruppe. In einer stark ausdiffe-
renzierten rechten Szene ist ein Drinnen 
und Draußen nicht so leicht zuzuordnen, 
weshalb sich die Bestimmung der Ziel-
gruppe von NinA NRW an ein sozialwis-
senschaftlich geprägtes Verständnis von 
Rechtsextremismus anlehnt. Rechtsext-
remismus ist demnach als Ideologie der 
Ungleichwertigkeit zu verstehen, die die 
Verhaltens- wie Einstellungsebene um-
fasst. Zentrale Ideologiebausteine sind 
menschenverachtende Einstellungen wie 
Rassismus, Sexismus, Antisemitismus 
oder Sozialdarwinismus, die zu einer Ab-
lehnung des Gleichheitsgebots der Men-
schenrechts- Deklaration führt. Anstelle 

NinA NRW steht für »Neue Wege in der 
Ausstiegsberatung für rechtsextreme Ju-
gendliche und Erwachsene«. Das Projekt 
ist das zivilgesellschaftliche Angebot der 
Ausstiegs- und Distanzierungsberatung 
im Handlungskonzept gegen Rechtsextre-
mismus und Rassismus des Landes NRW. 
Es versteht sich dabei - begründet durch 
sein Aufgabenspektrum und fachliches 
Selbstverständnis - als sozialpädagogi-
sches Beratungs- und Unterstützungsan-
gebot. Für die sozialarbeiterische Praxis 
ergibt sich ein besonderes Spannungsfeld 
zwischen gesellschaftlichem Auftrag und 
Mandat der Adressat*innen. Das über-
geordnete Ziel, rechtsextreme Szenen in 
NRW zu schwächen, soll erreicht werden 
durch ein sozialpädagogisches Angebot 
für Menschen, die eben diesen Szenen 
zugehörig sind. Die Überlegungen, die 
angesichts dieser Herausforderungen 
bezüglich des professionellen Selbstver-
ständnisses und Handelns anzustellen 
sind, sollen am Beispiel der Beratungs-
arbeit von NinA NRW dargestellt werden.  

Warum Ausstiegsarbeit und für wen? 
Zunächst ist die Frage zu beantworten, 
worin der Auftrag von Ausstiegsarbeit 
besteht und welche Ziele mit dem An-
gebot verfolgt werden. Auf struktureller 
Ebene denkt Ausstiegsarbeit die Ein-
dämmung rechter Gewalt und extrem 
rechter Einstellungsmuster mit. Diese 
übergeordnete Zielsetzung verdeutlicht, 
auf welche gesellschaftlichen Heraus-
forderungen Ausstiegsarbeit als Feld der 
Sozialen Arbeit reagiert und erteilt ihr 
zugleich ein Mandat. Dabei führt zivil-
gesellschaftliche Ausstiegsarbeit weder 
sicherheitsbehördliche Aufträge noch 
restriktive Eingriffe in das Leben der 
Adressat*innen aus. Sie agiert, ebenso 
wenig wie andere Bereiche der Sozialen 
Arbeit, nicht losgelöst von einem gesell-
schaftlichen Auftrag. Diesem versucht 
sie mit Unterstützungsangeboten, die die 
Adressat*innen zu eigenverantwortlichen 
Entscheidungen befähigen, zu entspre-
chen.  

Wer hier als Adressat*in zu verstehen ist, 
wen Ausstiegsarbeit also mit ihrem An-
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einer pluralen Gesellschaft und Demokra-
tie sollen ethnisch homogene Völker und 
eine autoritäre Staatsform stehen (vgl. 
Jaschke 2001: 30). Dabei handelt es sich 
bei den vertretenen Einstellungsmustern 
nicht um Randphänomene, sondern um 
gesamtgesellschaftliche Erscheinungen. 
Empirisch nachgewiesen wurde die Zu-
stimmung zu menschenverachtenden Ein-
stellungen in der Gesamtgesellschaft in 
der aktuellen Mitte- Studie1. Zur Verdeut-
lichung dieser Anschlussfähigkeit der 
Einstellungen und zur Vermeidung des 
Extremismusbegriffs mit seinen Impli-
kationen wird im zivilgesellschaftlichen 
Kontext auch der Begriff der »extremen 
Rechten« anstelle von Rechtsextremis-
mus verwendet. Er verweist auch auf die 
sozialwissenschaftliche Anlehnung und 
damit auf die Abgrenzung von einem si-
cherheitsbehördlichen Verständnis von 
Rechtsextremismus, das eher die Hand-
lungsebene und rechtliche Dimension in 
den Blick nimmt. 

Aus dem erläuterten Rechtsextremismus-
Verständnis leiten sich Schlussfolgerun-
gen für die angesprochene Zielgruppe 
ab. Die Zuständigkeit zivilgesellschaft-
licher Ausstiegsarbeit ist demnach nicht 
von einem Begehen einschlägiger Straf-
taten oder der Mitgliedschaft in einer 
sicherheitsbehördlich als rechtsextrem 
eingestuften Gruppierung bzw. Partei 
abhängig. Sie ergibt sich durch das Auf-
treten von Einstellungs- oder Verhaltens-
weisen bei einer Person, die einem oder 
mehreren der zuvor genannten Merkmale 
entsprechen und nicht zuletzt durch den 
Bedarf eben dieser Person, diese Verhal-
tens- oder Einstellungsmerkmale zu ver-
ändern.  

Der Bedarf und die Freiwilligkeit der 
Adressat*in spielen eine entschei-
dende Rolle in der Ausstiegs- und Di-
stanzierungsarbeit. Entscheidend ist in 
letzter Konsequenz nicht die Einschät-

zung der Berater*innen, ob eine Per-
son zum Fall für die Ausstiegsberatung 
wird, sondern die Entscheidung der Per-
son selbst. Dies bedeutet nicht, dass der 
Erstkontakt mit einem Ausstiegsprojekt 
nicht initiiert werden kann. Die meisten 
Aussteiger*innen münden über einen 
externen Anstoß in das Projekt ein oder 
sogar über eine Auflage. So passiert die 
Kontaktaufnahme nicht unbedingt aus 
einem selbst formulierten Bedarf he-
raus. Die Weiterführung der Beratung 
hängt allerdings davon ab, ob der*die 
Adressat*in sich für sie entscheidet. Lässt 
sich keine Gesprächsbereitschaft erken-
nen, wird die Beratung abgebrochen. Im 
Falle von Auflagen werden diese dann in 
eine andere Form, wie etwa Sozialstun-
den, umgewandelt. An dieser Stelle stellt 
das doppelte Mandat der Sozialen Arbeit 
auch die Ausstiegsarbeit vor Herausforde-
rungen. Die Erfüllung des gesellschaftli-
chen Auftrags der Eindämmung rechter 
Gewalt und menschenverachtender Ein-
stellungen ist abhängig von der Annahme 
des Unterstützungsangebots auf individu-
eller Ebene. Ist ein*e Adressat*in nicht 
gewillt, sich auf das Beratungsangebot 
und die damit verbundene Reflexion der 
eigenen Einstellungen und Verhaltens-
muster einzulassen, kann der Beratungs-
prozess nicht ‚erfolgreich‘ (s. nächsten 
Abschnitt) abgeschlossen werden und in 
der Folge wird auch der gesellschaftliche 
Auftrag nicht erfüllt. Dass ein Mandat 
der*des Adressat*in überhaupt vorliegt 
ist folglich Voraussetzung für die Auf-
nahme der Beratung. Hier unterscheidet 
sich Ausstiegsarbeit von anderen Feldern 
der Sozialen Arbeit, in denen die Inan-
spruchnahme einer Hilfe auch ohne ex-
pliziten Wunsch weitergeführt wird, wie 
etwa in der Bewährungshilfe.  

Ein ‚gelungener‘ Ausstieg 
Nach dieser Verortung von zivilgesell-
schaftlicher Ausstiegsarbeit im Feld der 
Sozialen Arbeit soll nun der Beratungs-

prozess näher in den Blick genommen 
werden. Wenn wir von Ausstieg sprechen, 
stellt sich zunächst die Frage, was darun-
ter zu verstehen und wann dieser abge-
schlossen ist. Daran angepasst wird der 
begleitende Beratungsprozess gestaltet. 
Die Bundesarbeitsgemeinschaft Ausstieg 
zum Einstieg e.V. (BAG Ausstieg) der zi-
vilgesellschaftlichen Ausstiegsprojekte 
aus den verschiedenen Ländern hat hierzu 
Kriterien formuliert, an denen sich auch 
NinA NRW orientiert. Sie ermöglichen 
ein transparentes fachliches Handeln für 
Ausstiegberater*innen: 

„Ein gelungener Ausstieg ist das Ergeb-
nis eines professionell begleiteten Pro-
zesses. Ein solcher Prozess beinhaltet 
die kritische Auseinandersetzung mit 
der Vergangenheit und der menschen-
verachtenden Einstellung, eine gelungene 
Distanzierung, die Hinwendung zu einer 
Lebensweise, die mit den Grundwerten 
von Demokratie und Pluralität vereinbar 
ist, und den Verzicht auf Gewalt“ (BAG 
„Ausstieg zum Einstieg“ e.V. 2019: 10).

Die Formulierung verdeutlicht, dass es 
sich bei einem Ausstieg um eine pro-
zesshafte Entwicklung und nicht um ein 
punktuelles Ereignis handelt. Zu unter-
scheiden sind an dieser Stelle ein einfa-
cher Rückzug von Aktivitäten mit extrem 
rechtem Hintergrund und ein Ausstieg, 
der eine Distanzierung auf verschiede-
nen Ebenen umfasst (vgl. Rommelspacher 
2006: 171 ff.). Diese Ebenen sollen noch 
einmal in den Blick genommen werden.  

1. Der Rückzug von der Szene und ihren
Aktivitäten
Einer der ersten Schritte und gleichzei-
tig Voraussetzung für die Fortführung
der Beratung ist die physische Distan-
zierung von jeglicher Szeneaktivität,
wie Demonstrationen und Flyerakti-
onen, aber auch Stammtische oder ge-
meinsame Feste. Zum Rückzug gehört
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ebenfalls, extrem rechte Einstellungen 
nicht mehr nach außen zu tragen, etwa 
durch Kleidung oder Tattoos. Dieser 
Schritt beinhaltet darüber hinaus den 
Abbruch von Kontakten, die in Zusam-
menhang mit dieser Einstellung stehen. 
Auf welche Weise dieser Abbruch pas-
siert und wie er kommuniziert wird, 
entscheidet sich im Einzelfall. In man-
chen Fällen kann es notwendig sein, den 
Rückzug aus Sicherheitsgründen ‚leise‘ 
zu gestalten, was bedeutet, dass der Kon-
taktabbruch schrittweise passiert und mit 
privaten oder beruflichen Veränderun-
gen begründet wird, anstatt die Ausstieg-
sabsicht offen zu kommunizieren (vgl. 
Glaser/ Hohnstein/ Greuel 2014: 59). 

2. Der Verzicht auf Gewalt
Gewalt stellt ein zentrales Handlungs-
muster in der extremen Rechten dar. Die
Auseinandersetzung mit gewaltvollem
Verhalten sowie die Erarbeitung alterna-
tiver Handlungsmuster ist ebenfalls Teil
der Beratung. Dabei geht es auch darum,
sich mit der Rolle von Gewalt in der ei-
genen Biografie zu beschäftigen. Ziel
ist dabei immer die vollständige Abkehr
von gewaltvollen Handlungen seitens der
Adressat*innen.

3. Die Hinwendung zu neuen
Lebensweisen
Die Zugehörigkeit zu extrem rechten
Strukturen bestimmt einen großen Teil
des Lebens der Aussteiger*innen. In der
Beratung gilt es, mit ihnen neue Pers-
pektiven für ihren Alltag und/ oder ihr
berufliches Leben zu entwickeln. Die
Funktion, Struktur und Halt zu geben, die
Szenekontexte übernehmen kann, muss
anderweitig erfüllt werden. Die Stabili-
sierung der Lebensumstände führt auch
zu einer Stabilisierung des Ausstiegs.
Aussteiger*innen können sich so wieder
oder vielleicht zum ersten Mal als parti-
zipierendes Mitglied in der Gesellschaft
erleben. Ressourcenorientiertes Arbeiten

bietet sich hier an, um Aussteiger*innen 
zu helfen, ihr Leben selbstbestimmt zu 
gestalten. 

4. Kritische Auseinandersetzung mit
Einstellungen
Dieser letzte Aspekt ist elementar im
Ausstiegsprozess. Er umfasst nicht nur
die Thematisierung von Ideologie, son-
dern vor allem die Auseinandersetzung
mit sich selbst. Es geht darum, die eige-
nen Werte und Ideale zu identifizieren,
wobei nicht selten bereits erste Wider-
sprüche zur vertretenen Ideologie auf-
treten. Selbstverständlichkeiten werden
hinterfragt und Perspektivwechsel vor-
genommen. Das Ziel ist, die Hinwendung
zu pluralistisch demokratischen Grund-
werten zu erreichen.

Die Kriterien eines gelungenen Aus-
stiegs sind idealtypisch und werden 
nicht in jedem Fall vollständig umge-
setzt. Sie bieten aber eine Orientierung, 
welche Entwicklungen im Laufe eines 
Ausstiegsprozesses angestrebt werden. 
Werden nicht alle Kriterien erfüllt, han-
delt es sich nicht automatisch um einen 
Misserfolg. Ein Ausstiegsprozess ist er-
gebnisoffen, daher werden in diesem Pro-
zess in manchen Fällen nur Teilerfolge 
erzielt. Beispielsweise kann am Ende 
eines Beratungsprozesses stehen, dass 
sich Aussteiger*innen von allen extrem 
rechten Aktivitäten und Kontakten di-
stanzieren und die Existenz einer plu-
ralistischen Gesellschaft akzeptieren, 
gleichzeitig aber Teile extrem rechter 
Einstellungsmuster wie Rassismus oder 
Sexismus beibehalten. In diesen Fällen ist 
der Ausstiegsprozess weder Erfolg noch 
Misserfolg, sondern hinsichtlich der ein-
zelnen Ebenen unterschiedlich einzuord-
nen. Die Frage der Bewertung des Erfolgs 
ist hier besonders schwierig, wenn die 
beibehaltenen Einstellungsmuster auch in 
der sogenannten Mitte der Gesellschaft 
zu finden sind (vgl. Zick/ Küpper/ Berg-

han 2019). Dieser Umstand legitimiert die 
Beibehaltung menschenfeindlicher Ein-
stellungen bei Aussteiger*innen in keins-
ter Weise, verdeutlicht aber eine weitere 
Schwierigkeit. Ausstiegsarbeit wird ge-
staltet in einem sich zunehmend nach 
rechts verschiebenden Diskurs. Es stellt 
sich die Frage, ob an Aussteiger*innen 
bei der Bewertung ihrer Einstellung an-
dere Maßstäbe angelegt werden können 
als an andere Bürger*innen. An dieser 
Stelle vermag auch Ausstiegsarbeit keine 
abschließende Antwort zu geben, viel-
mehr zeigt sich die Notwendigkeit, die 
Normalisierung rechter und rassistischer 
Einstellungen auf gesamtgesellschaftli-
cher Ebene immer wieder zu problemati-
sieren. Bezogen auf den Ausstiegsprozess 
obliegt die Entscheidung, rechte Einstel-
lungen beizubehalten oder abzulegen, 
dem*der jeweiligen Aussteiger*in - durch 
die Beratung vorgegeben ist allerdings 
eben diese Problematisierung in Form 
einer kritischen Auseinandersetzung. 
Solange die Einstellungen nicht hand-
lungsleitend und andere Ansichten und 
Lebensweisen akzeptiert werden, ist der 
Ausstieg zwar nicht in jeder Hinsicht er-
folgreich, aber dennoch nicht gescheitert.  

Standards in die Praxis umsetzen 
Doch was bedeuten die formulierten 
Standards nun für die Praxis von Aus-
stiegsarbeit? Die Beratungspraxis bewegt 
sich zwischen dem, was die genannten 
Kriterien für einen erfolgreichen Aus-
stieg vorgeben und dem, was im indivi-
duellen Fall erreichbar ist. Abgesehen von 
der Distanzierung von szenespezifischen 
Aktivitäten, sind die Kriterien nicht ab-
solut, sondern müssen in jedem Fall mit 
Bedeutung gefüllt werden. An dieser 
Stelle lässt sich ein Bezug zum Konzept 
der Lebensweltorientierung herstellen 
(vgl. Thiersch/ Grunwald/Köngeter 2010). 
Das Ergebnis eines sozialarbeiterischen 
Prozesses ist zwar normativ gerahmt und 
in gesellschaftliche Anliegen eingebettet, 
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es orientiert sich aber trotzdem an den 
Lebenswelten der Adressat*innen. Das 
bedeutet, die Soziale Arbeit „[…] richtet 
ihre Unterstützungen - in Bezug auf Zeit, 
Raum, soziale Bezüge und pragmatische 
Erledigung - an den hilfsbedürftigen 
Menschen so aus, dass diese sich dennoch 
als Subjekte ihrer Verhältnisse erfahren 
können“ (ebd.: 187). Auch für die Aus-
stiegsarbeit bedeutet dies, die Beratungs-
ziele an die Lebenswelten anzupassen, in 
denen sich die Aussteiger*innen bewe-
gen, ohne aber die von der BAG Ausstieg 
erarbeitenden Ziele des Ausstiegspro-
zesses aus dem Blick zu verlieren. Für 
seine praktische Gestaltung lassen sich 
in der Folge Elemente ableiten, die die 
Umsetzung der Zielsetzung für den Aus-
stieg, angepasst an unterschiedlichste Le-
benswelten, ermöglichen. So lässt sich 
ein erfolgreicher Ausstiegsprozess für 
NinA NRW in der pädagogischen Pra-
xis auch daran festmachen, dass neben 
dem Rückzug an realistischen Perspek-
tiven für eine alternative Lebensweise 
gearbeitet wurde, die auch die Integra-
tion in nicht-rechte soziale Kontexte be-
inhalten. Dieser Anspruch kann schon 
damit erfüllt sein, dass eine Person es 
schafft, regelmäßig ihre Sozialstunden zu 
absolvieren und ein gutes Verhältnis zu 
Nachbar*innen aufzubauen. Auf diesen 
niedrigschwelligen ersten Schritt kann in 
der Folge aufgebaut werden.  

Ein Ausstiegsprozess umfasst außerdem 
die Verantwortungsübernahme durch die 
Adressat*innen für getroffene Entschei-
dungen und begangene Taten. Sie werden 
im Rahmen biografieorientierten Arbei-
tens thematisiert, das Bestandteil jeder 
langfristigen Beratung ist. Mit der Ver-
antwortungsübernahme für die Vergan-
genheit kann die Entscheidung getroffen 
werden, in der Zukunft anders zu han-
deln. In diesem Zusammenhang spielt 
auch die Gewalttätigkeit eine große Rolle, 
da Gewalt ein zentrales Element rechter 

Strukturen darstellt und im Leben vie-
ler Aussteiger*innen eine große Bedeu-
tung hat. Wenn die Affinität zu Gewalt 
nicht überwunden werden kann, muss zu-
mindest ein Umgang mit Gewalt gefun-
den werden, der sicherstellt, dass keine 
unbeteiligten Personen in Mitleiden-
schaft gezogen werden. Für Situationen, 
die gewaltvolles Handeln auslösen kön-
nen, müssen alternative Bewältigungs-
strategien gefunden werden. Wenn ein 
kompletter Verzicht auf Gewalt in der 
Anfangsphase schwer durchzuhalten ist, 
kann beispielsweise eine Extremsport-
art einen Platzhalter darstellen, der das 
Bedürfnis nach dem ‚Kick‘ befriedigt. 
Gleichzeitig wird der oder die Betreffende 
in ein therapeutisches Angebot über-
wiesen, mit dem die Ursachen von Ge-
walt und Aggression bearbeitet werden.  

Das Kriterium der Einstellungsänderung 
zur Bewertung eines erfolgreichen Aus-
stiegs stellt Berater*innen vor besondere 
Herausforderungen. Es wurde bereits 
problematisiert, dass die Bewertung, 
inwiefern die Hinwendung zu pluralis-
tisch demokratischen Grundwerten er-
folgt ist, für Berater*innen schwierig ist. 
Auch wenn am Anfang einer Beratung 
das Ergebnis der ideologischen Ausein-
andersetzung noch nicht feststehen kann, 
gibt es für den Beratungsprozess voraus-
gesetzte Inhalte, die an den individuellen 
Beratungsprozess angepasst werden. Um 
die Beratung weiter in Anspruch nehmen 
zu können, müssen Aussteiger*innen be-
reit sein, die eigenen Einstellungen zu 
hinterfragen. Sie müssen es aushalten, 
mit Widersprüchen in ihren Überzeugun-
gen und mit anderen Perspektiven, die 
die Berater*innen zur Verfügung stel-
len, konfrontiert zu werden. Die Erfah-
rung von Ambiguität hat zur Folge, dass 
Selbstverständlichkeiten und Eindeutig-
keiten zumindest von ihrem Anspruch, 
absolute Wahrheit zu sein, gelöst werden. 
Nach Abschluss dieses Reflexionsprozes-

ses treffen die Ausgestiegenen selbst die 
Entscheidung, welche Einstellungen sie 
überdenken und welches Menschen- und 
Gesellschaftsbild sie entwickeln.  

Die Umsetzung der entwickelten Stan-
dards für einen erfolgreichen Ausstieg 
in der professionellen Praxis verdeut-
licht einen weiteren Unterschied der 
Ausstiegsarbeit zu anderen Feldern der 
Sozialen Arbeit. Auf der einen Seite ist 
die Beratung auf die Freiwilligkeit der 
Adressat*innen angewiesen. Sie hat keine 
Instrumente, bestimmte Veränderungen 
per Zwang herbeizuführen. Andererseits 
gibt es vonseiten der Berater*innen Vo-
raussetzungen, die an Ausstiegswillige 
gestellt werden und deren Einhaltung ent-
scheidend für die Fortführung der Bera-
tung ist. Diese Voraussetzungen ergeben 
sich aus den thematisierten Standards 
von zivilgesellschaftlicher Ausstiegsar-
beit, die den Ausstiegsprozess zwar in 
der individuellen Umsetzung, nicht aber 
in der inhaltlichen Ausgestaltung offen-
lassen. Die Vorgabe, bestimmte Bera-
tungsinhalte an das sozialpädagogische 
Unterstützungsangebot zur Begleitung 
des Ausstiegs zu koppeln, ist in Hinblick 
auf die Zielgruppe und die damit verbun-
dene gesellschaftliche Verantwortung von 
Ausstiegsarbeit notwendig und damit le-
gitimiert.  

Pädagogische Haltung 
Die Herausforderung, den gesellschaft-
lichen Auftrag mit der Erstellung eines 
passenden Unterstützungsangebots für 
Ausstiegswillige in Einklang zu bringen, 
hat auch Einfluss auf die Gestaltung der 
Beziehungsebene im Beratungsprozess. 
Auch wenn Ausstiegsarbeit auf struktu-
reller Ebene das Ziel der Eindämmung 
extrem rechter Tendenzen mitdenkt, kann 
sie auf beraterischer Ebene nicht gegen 
ihre Adressat*innen ankämpfen. Wie in 
der Arbeit mit Täter*innen allgemein, 
gilt es hier, die Beziehungsebene als ele-
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mentaren Bestandteil eines gelingenden 
Beratungsprozesses besonders differen-
ziert zu betrachten.  

Im Beratungsprozess selbst darf jede 
Meinung angesprochen werden, die 
Berater*innen stehen ihr aber nicht neu-
tral gegenüber. Essenziell ist ihre eigene 
demokratische menschenrechtsorientierte 
Grundhaltung, die sie im Beratungspro-
zess zur Verfügung stellen. Das bedeu-
tet, sie machen ihre eigene Haltung als 
eine andere Perspektive deutlich und 
bieten sie als Auseinandersetzungsflä-
che an. Die Haltung der Ausstiegswilli-
gen darf danebenstehen, wenn auch bei 
allen antidemokratischen menschenver-
achtenden Äußerungen deutlich gemacht 
werden muss, dass der*die Berater*in 
diese Position nicht teilt. Viele Ausstiegs-
willige erleben es zum ersten Mal, dass 
sich eine Person mit ihnen auseinander-
setzt, die andere Ansichten hat als sie 
selbst. Voraussetzung für diese Ausei-
nandersetzung ist eine stabile professi-
onelle Beziehung zwischen Fachkräften 
und Aussteiger*innen. Sie muss in den 
ersten Gesprächen aufgebaut werden, 
bevor die kritische Auseinandersetzung 
mit Einstellungen aufgenommen werden 
kann. Hier hilft es, die Adressat*innen 
als Person mit einem ressourcenorientier-
ten Ansatz kennenzulernen, um ihr als 
Person mit ihrem Ausstiegsvorhaben mit 
Wertschätzung begegnen zu können. Auf 
der Grundlage einer stabilen Beziehung 
besteht höhere Bereitschaft, die eigene 
Meinung zu hinterfragen und Perspektiv-
wechsel anzunehmen, wie es sich in der 
Beratungsarbeit von NinA NRW immer 
wieder bestätigt. Es ist wichtig, die Be-
ziehungsgestaltung, etwa in kollegialen 
Fallberatungen, stetig zu reflektieren, um 
trotz der entstehenden Nähe professio-
nelle Distanz zu wahren. Johanna Sigl 
beschreibt in ihrer Studie zu biografi-
schen Wandlungen ehemals organisier-
ter Rechtsextremer (vgl. Sigl 2016), wie 

diese ihre Erzählungen anpassen, so-
dass sie mit ihrem aktuellen Selbstbild 
vereinbar sind. Die eigene Rolle im Ein-
stieg und der aktiven Zeit wird als eher 
passiv beschrieben, sodass die eigene 
Verantwortung für Entscheidungen und 
Taten in den Hintergrund rückt. Um sich 
in der Zukunft als selbstwirksame und 
selbstbestimmte Akteur*innen zu ver-
stehen, ist eine vorangehende Verantwor-
tungsübernahme für Entscheidungen in 
der Vergangenheit allerdings elementar.  
Identifizieren sich Berater*innen zu sehr 
mit Aussteiger*innen, verlieren sie die 
Distanz zu deren Narrativen oder über-
nehmen diese, in der Folge gelingt die 
Anleitung einer selbstkritischen Ausein-
andersetzung mit biografischen Verläufen 
nur schwer. Eine Beziehungsebene, die 
trotz nötiger Distanz und Ablehnung ext-
rem rechter Einstellungen Wertschätzung 
gegenüber der Person vermitteln kann, 
ermöglicht es, Widerstände abzubauen 
und in einen Dialog zu treten, der nicht 
überzeugen will, sondern Raum schafft, 
vertretene Einstellungen zu hinterfragen.  

Fazit 
Festzuhalten bleibt, dass es in der Aus-
stiegsarbeit transparenter Standards 
bedarf, deren Umsetzung stetig fallspe-
zifisch reflektiert und angepasst wird. 
Aufgrund der Zielgruppe und der damit 
verbundenen gesellschaftlichen Verant-
wortung geht es immer wieder darum, 
das eigene professionelle Handeln zu 
hinterfragen und anzupassen. Der ge-
sellschaftliche Auftrag, eine Säule in 
der Prävention von Rechtsextremismus 
und rechter Gewalt darzustellen, ist Teil 
des fachlichen Selbstverständnisses und 
handlungsleitend. Es geht nicht darum, 
Nazis zu unterstützen, sondern Men-
schen, die sich zu einer Veränderung 
entschieden haben und bereit sind, sich 
mit ihrem Verhalten und ihren Überzeu-
gungen auseinanderzusetzen. Dabei stellt 
sich auch an Berater*innen der Anspruch, 

die eigene Haltung zu reflektieren, um 
diese im Beratungsprozess zur Verfü-
gung stellen zu können. Die Auseinander-
setzung mit dem eigenen Menschenbild 
und sich daraus ableitenden gesellschafts-
politischen Fragen kann nicht in einem 
neutralen Raum stattfinden. Zum einen, 
weil die Vorgabe von Neutralität die ei-
gene Haltung als Standard setzt und einen 
ergebnisoffenen Prozess verhindert, zum 
anderen ist Soziale Arbeit nicht neutral, 
sondern orientiert sich an der Würde des 
Menschen. Der Auftrag der Ausstiegs-
arbeit umfasst also auch, Ideologien der 
Ungleichheit und sich daraus ergebene 
Diskriminierungen im Beratungsprozess 
sichtbar zu machen, zu thematisieren und 
zu kritisieren.    
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Anmerkung

1 Die Mitte-Studie untersucht alle 
zwei Jahre, inwiefern antidemo-
kratische und menschenfeindliche 
Einstellungen in der Mehrheitsge-
sellschaft verhaftet sind. Für 2019 
wird insbesondere eine Verfestigung 
von antimuslimischen Rassismus, 
Rassismus gegenüber Asylsuchen-
den und Antiziganismus festgestellt 
(vgl.: Zick/Küpper/Berghan 2019).                                                                                                                                           
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